
»Wir haben keine Stimme zu verschenken!«
MdB Stephan Stracke spricht im Kreisbote-Interview über die schlechten Umfragewerte, Afghanistan, die Corona-Politik und die Energiewende

Von Matthias Matz und
Kai Lorenz

Kaufbeuren/Landkreis– Ingutdrei
WochenfindetdieBundestags-
wahlstatt.WährenddieSPDwei-
terhin einen Höhenflug erlebt,
stürzt die Union in Umfragen
ab.Einer,derdenSprunginden
Bundestagwiederschaffenwill,
istderKaufbeurerMdBStephan
Stracke.DerKreisbotehatmitihm
über die aktuelle Situation, die
Corona-PolitikseinerRegierung
und Afghanistan gesprochen.

Bis vor kurzem führte die Union in
den Umfragen teilweise recht deut-
lich. Mittlerweile stellt sich die Situa-
tion komplett anders dar. Wie groß
sind Ihre Sorgen mit Blick auf den
26. September?

Stracke:„Es istderzeit keineein-
fache Situation für uns, auch weil
wir gegen einen gewissen Trend
ankämpfen. Diesen Trend umzu-
kehren, ist jetzt unsere Aufgabe.
Wir machen als Union deutlich,
was wir uns für die nächsten Jah-
re vornehmen und zeigen dabei
klar die Unterschiede auf zu den
anderenParteien.DienächsteBun-
desregierung muss eine bürgerli-
che Regierung unter Führung der
Unionseinundkeinerot-rot-grüne.
Das istdieRichtungsentscheidung,
um die es geht.“

DerzeitdeutetvielesaufeinenLinks-
rutsch mit nicht absehbaren Folgen
für das ganze Land hin. Wie will die
Union diesen Linksruck im Endspurt
noch verhindern?

Stracke:„ArminLaschetkämpft
undwirallemacheneinensehr in-
tensiven Wahlkampf. Wir als Uni-
onstehen fürStabilitätundErneu-
erung. Scholz ist das bürgerliche
Aushängeschild einer stramm lin-
ken SPD. Wer Scholz wählt, be-
kommt am Ende die Politik von
Saskia Esken und Kevin Kühnert.
Und das ist nicht die richtige Poli-
tik für Deutschland.“

Viele inderUnionhadernmitKanz-
lerkandidat Armin Laschet und des-
sen Wahlkampf. Wären Markus Sö-
der oder Friedrich Merz die besseren
Kandidaten gewesen?

Stracke: „Die CSU hat mit Mar-
kus Söder ein hervorragendes
Angebot gemacht. Die Sache ist
längst entschieden und wir un-
terstützen Armin Laschet unein-
geschränkt als unseren Kandida-
ten. Er kann Kanzler.“

MarkusSöderträgtmitseinenstän-
digen Spitzen gegen Laschet aber
auchnichtunbedingtzumErfolgder
gemeinsamenKampagnebei, oder?

Stracke:„Wahlkämpfegewinnt
man nur gemeinsam. Die CSU ist
inBerlinAntreiberundMotor.Und
wirhabenindenletztenJahrenge-
zeigt,dasswirdasgutkönnen.Die
CSUkämpft inBayernfüreingutes
Ergebnis, aber natürlich gemein-
sam mit der CDU und nicht da-
gegen.“

Was glauben Sie, wie viel Prozent
der Wähler werden sich am Ende für
die Union entscheiden?

Stracke: „Das entscheiden die
WählerinnenundWähler.Wirma-
chen ein, wie ich finde, super An-
gebot und werben dafür.“

KommenwirzueinemThema,das
derzeit die Schlagzeilen beherrscht
und bezeichnend für die miserable
ArbeitderaktuellenRegierung ist.Af-
ghanistan.WarumhatdieBundesre-
gierung so lange gebraucht, um auf
diesichrapideverschlechterndeLage
zu reagieren? Alle anderen Länder
waren da deutlich schneller?

Stracke:„DasErgebnis ist sicher-
lich ein Desaster für die westliche
Welt, auch wenn der internatio-
nale Terrorismus in Afghanistan
wirksam bekämpft wurde und
sich in den vergangenen 20 Jah-
ren die Lebensbedingungen zum
Beispiel für Frauen deutlich ver-
bessert haben. Diese Fortschritte
sind nun wohl vorbei. Am 14. Ap-
ril hat die NATO entschieden, den
militärischenEinsatz inAfghanistan
zu beenden. Die Bundeswehr hat
sich dann natürlich auch auf Eva-
kuierungsoperationenvorbereitet.
Was den kampflosen Fall von Ka-
bul angeht, haben allerdings alle
westlichen Geheimdienste, nicht
nur der BND, die Lage falsch ein-
geschätzt.DieAnnahmenzumaf-
ghanischenWiderstandgegendie
Talibanwarenzuoptimistisch.Die
LuftbrückederBundeswehrwarei-
negroßemenschlicheundsoldati-
sche Leistung, für die ich höchste

Anerkennunghabe.DieserEinsatz
zeigt auch, wie wichtig es ist, dass
unsereBundeswehrbestensausge-
rüstet ist.OhnedasTransportflug-
zeugA400M–wasdieBeschaffung
angeht, haben sich ja die Linken
und andere dagegen ausgespro-
chen –wäre eine solcheRettungs-
missionüberhauptnicht inderArt
möglichgewesen.Jetztmüssenwir
die richtigen Konsequenzen aus
dem Afghanistaneinsatz ziehen.“

Das heißt: Die Bundeswehr be-
kommt künftig mehr Geld?

Stracke: „Ja, das ist sicherlich
auch nötig. Die Amerikaner sind
militärisch vielfach der Taktgeber.
Das hat sich jetzt in Afghanistan
wieder gezeigt. Wenn man dann
nach mehr Unabhängigkeit von
den Amerikanern ruft, muss man
auch füreineguteAusrüstungun-
serer Soldaten sorgen. Das kostet
Geld, natürlich. Vor allem muss
dieEUnunendlichaußenpolitisch
erwachsen werden und mit einer
Stimme sprechen. Das ist auch ei-
ne der Konsequenzen.

Sind die zurück gebliebenen Orts-
kräfte nun verloren?

Stracke:„Esbleibt indieserbitte-
renSituationnureines:mitdenTa-
liban zu reden. Wir wollen die ver-
bliebenen deutschen Staatsange-
hörigenundehemaligenOrtskräfte
mit ihren Familien nach Deutsch-
landholen.Daswirdnichteinfach,
aberwirstehenhierzuunsererVer-
antwortung.“

Bedeutet das eine Anerkennung
der Taliban?

Stracke:„Nein.Nur,wennman
miteinander redet, kannmanBrü-
cken bauen und versuchen, das
Beste für die Menschen vor Ort
zu erreichen.“

AngesichtsderBilderausAfghanis-
tan werden Erinnerungen an 2015
wach. Die Öffnung der Grenzen ist
ja von der Union noch immer nicht
ganzverwundenundaufgearbeitet.
Sehen Sie die Gefahr, dass sich eine
Situationwie2015 jetztwiederholt?

Stracke: „Wenn ich vorhin da-
von gesprochen habe, die richti-
genKonsequenzenzuziehen,be-
inhaltet das natürlich auch dieses
Thema. Wir helfen Menschen in
Not. Das ist vollkommen klar. Es
ist jetzt erforderlich, dass wir die
internationalen Hilfsorganisatio-
nen wie das UNHCR (UN-Flücht-
lingskommissariat, Anm. d. Red.)
mit ausreichend Mitteln ausstat-
ten,damit sie inAfghanistanwirk-
samhelfenkönnenundggf. neue
Flüchtlingsbewegungen in den
Nachbarstaaten auffangen und
versorgenkönnen.Das ist auchei-
neErkenntnisausdemSyrien-Kon-
flikt, wo ja gerade das nicht statt-

gefundenhat.100MillionenEuro
hatDeutschlandbereitsalsSofort-
hilfe zur Verfügung gestellt, wei-
tere 500 Millionen Euro sind ein-
geplant. Hier ist neben Deutsch-
land auch ganz Europa gefragt.
Wir dürfen zudem keine falschen
Signaleaussenden.Wirwollenkei-
ne illegale Migration, 2015 darf
sich nicht wiederholen.“

Nicht nur beim Thema Afghanis-
tanhatdieRegierungkeingutesBild
abgegeben, auch das bisherige Co-
rona-Krisenmanagementwarmise-
rabel. Nun steht der Herbst vor der
Tür, die Inzidenzen steigen, Virolo-
gen sprechen bereits von der vier-
ten Welle. Wie soll vor diesem Hin-
tergrund künftig mit Ungeimpften
umgegangen werden?

Stracke: „Gerade im internati-
onalen Vergleich haben wir die-
ses Landdoch rechtgutdurchdie
Pandemie geführt. Wir haben ei-
nen Impfstoff Made in Germany,
der innerhalb eines Jahres entwi-
ckeltwurde.Das istgroßartig.Da-
mithabenwireinewirksameWaf-
fegegendasVirus inderHand.Wir
habengesagt,wirmachenbiszum
Sommer jedemein Impfangebot.
Dieses Ziel haben wir mehr als er-
füllt:Alleüber12Jahrekönnensich
jetzt sofort impfen lassen.AmAn-
fangwarder Impfstoff knappund
ja,dieBeschaffunghätte schneller
gehenmüssen.Aberwir sind jetzt
aufgrund des Impffortschritts in
einer ganz anderen Situation als
im vergangenen Herbst. Die Inzi-
denz ist nicht mehr der entschei-
dende Maßstab für das Handeln
derLänder, sonderndieBelastung
derKrankenhäusermitCorona-Pa-
tienten. In Bayern gilt nun vor al-
lem die 3-G-Regel. Damit wollen
wir durch den Herbst und Win-
ter kommen. Sorglosigkeit ist al-
lerdings nicht angebracht, da die
Impfquote insgesamt noch deut-
lichzuniedrig ist. EinenLockdown
wird es aber nicht mehr geben!“

Auch für Ungeimpfte?
Stracke: „Entscheidend ist, wie

stark die Krankenhäuser belastet
werden. Die Entwicklung müssen
wir erst einmal abwarten.“

Wird der Druck auf Ungeimpften
dafür auf andere Weise erhöht?

Stracke: „Wir kommen jetzt in
eine Phase, in der es sich um eine
Pandemie der Ungeimpften han-
delt. All diejenigen, die jetzt un-
geimpft sind, werden sich infizie-
ren.Dasmuss jederwissenundfür
sich das Risiko abwägen.“

Kinderund Jugendlichebis12 Jah-
ren können sich aber nicht impfen
lassen. Was ist mit denen?

Stracke:„SiebenötigeneineArt
Schutzschild der Geimpften. Und
dasindvorallemdieEltern,älteren
Geschwisterkinder,Großelternund
Lehrer gefordert. Unsere Kinder
undJugendlichenbrauchenwieder
verlässlich Präsenzunterricht. Das
hatvielmitBildungserfolgundso-
zialerTeilhabezutun.Hieraufmuss
jetztunseregesamteAufmerksam-
keit gerichtet sein. Das kann mit
einem solchen Schutzschild funk-
tionieren,flankiertdurchBasismaß-
nahmen wie Abstand, Lüften und
zumindest am Anfang Maske tra-
gen und freilich auch Testen.“

AberKinderunterzwölf Jahrenha-
ben doch gar keine andereMöglich-
keitalssichdurcheineAnsteckungzu
immunisieren?

Stracke: „Einen Impfstoff für sie
gibtesnochnicht.BeiunserenKin-

dern setzen wir weiterhin klar auf
dasPrinzipVorsicht.DieDatenlage
zu Long-Covid-Phänomenen bei
Kindern istnochviel zugering.Ein
Laufenlassender Infektionistdaher
keine Option.“

Schulschließungen, wie wir sie
kannten, wird es also nicht mehr
geben?

Stracke: „Ich sehe das derzeit
nicht. Vonseiten des Bundes wird
es hierzu keine Vorgaben geben.“

Wie stehen Sie zu einer allgemei-
nen Impfpflicht?

Stracke:„Eineallgemeine Impf-
pflicht lehne ich ab. Die Impfung
wirktundschützt.FürdenGemein-
schaftsschutz zählt jede Impfung.
Dasteht jetzt jedeund jeder inder
Pflicht. Das ist aber keine gesetzli-
che Pflicht, sondern vielmehr eine
patriotische Pflicht.“

Durch den Lockdown und die
Staatshilfen sind ja unglaubliche
Kosten entstanden. Wer bezahlt die
Rechnung?

Stracke: „Wir haben die Co-
rona-Schutzmaßnahmen flanki-
ert mit einer breiten finanziellen
Unterstützung. Das Kurzarbeiter-
geld hat rund zwei Millionen Jobs
gesichert. Alleine in Bayern sind
rund fünf Milliarden Euro an Co-
rona-Hilfenangekommen.Dashat
geholfen, auch wenn sie nicht al-
les ersetzt haben. Jetzt sehen wir,
dass die Wirtschaft wieder deut-
lichanzieht.DiesenErholungspro-
zess dürfen wir nicht abwürgen.

Mehrbelastungen mit massiven
Steuererhöhungen, wie sie SPD,
Grüne und Linke vorhaben, sind
der falsche Weg. Wir wollen ent-
lasten statt belasten. Das schafft
ArbeitsplätzeundimÜbrigenauch
wieder mehr Steuern. Das war ja
auchdasErfolgsgeheimnisvorder
Pandemie: JestärkerdieWirtschaft,
umsohöher istdasSteueraufkom-
men des Staates.“

SiesprechenvonEntlastungen.Wer
soll entlastetwerden?DieWirtschaft
oder der Steuerzahler?

Stracke: „Wir wollen kleine und
mittlere Einkommen ebenso wie
Familien entlasten und eine Re-
form der Unternehmenssteuern
erreichen.DenSoliwollenwirvoll-
ständig abschaffen.“

Halten wir also fest: Mit der Uni-
on wird es keine Steuererhöhungen
geben?

Stracke: „Genau!“
EinesderwichtigstenZukunftsthe-

men ist der Klimawandel. Die Union
willWirtschaftswachstumundKlima-
schutz miteinander verbinden. Win-
dräderundSolaranlagensollendeut-
lichschnellerausgebautwerden,heißt
es im Wahlprogramm. Auf ein kon-
kretes Ausbauziel will sich die Union
aber nicht festlegen?

Stracke: „Wir haben jetzt das
Klimaschutzgesetz neu verab-
schiedet, nach dem Deutschland
bis 2045 klimaneutral werden
soll und bis 2030 65 Prozent der
CO2-Emissionengegenüber1990
abgebautwerdensollen.Dasistein
überaus ambitioniertes Ziel. Des-
wegen müssen wir den gesamten
Instrumentenkastenbedienen.Die
Union will Anreize zum engagier-
ten Klimaschutz setzen und neue
Technologien und Innovationen
fördern.WirstehenfürAnreizestatt
Verbote.Klar ist:DieErneuerbaren
Energienmüssenwir starkausbau-
en.DasBundeswirtschaftsministe-
riummuss jetztaberersteinmalsa-
gen:washabenwiranMehrbedarf
an Erneuerbaren Energien durch
das neue Klimaschutzgesetz. Das
stehtnochaus.Bayern istSonnen-
land.Deshalbsetzenwir imbeson-
deren Maße auf die Photovoltaik.
Daswirdabernichtreichen,umdie
Stromlücke zu schließen. Gerade
in einem so starken Industrieland
wie Bayern. Die große Herausfor-
derung ist:DieErneuerbarenmas-
siv ausbauen, die Stromleitungen
endlichvonNordnachSüd fertig-
stellen und auch im europäischen
KontextVereinbarungenschließen,
umverlässlicherneuerbarenStrom
zum Beispiel aus Skandinavien zu
erhalten.“

Laut Fraunhofer-Institut müsste
Deutschland jährlich knapp sechs
Mal so viele Windräder bauen wie
bisher. Wie soll dieses Ziel erreicht
werden?

Stracke: „Das beschreibt die
ganze Situation: Wir sind zu lang-
sam!Wirhabendeswegenjetztdas
Repoweringverbessert.Dasheißt,
dasErsetzenvonBestandsanlagen
durchmodernereAnlagen ist jetzt

einfachermöglich.Vorallemmüs-
senwir indenGenehmigungsver-
fahren viel schneller werden. Hier
lähmen die zu langen Verfahrens-
dauern den nötigen Ausbau.“

Warum steigt man nicht schneller
aus der Kohle aus?

Stracke: „Der Kohleausstieg
ist für 2038 vereinbart. Wichtig
ist, dass der Ausstieg sozial abge-
federt ist, was die Arbeitnehmer
unddiebetroffenenRegionenan-
geht.WennderAusbauderErneu-
erbarenschneller vorangeht, kön-
nen wir auch den Ausstieg vorzie-
hen.AuchdurchdenEuropäischen
EmissionshandelkanneszuVorzie-
heffektenkommen,sodassderAus-
stieg früher als 2038 stattfindet.“

Wird es mit der Union ein Verbot
des Verbrennungsmotors geben?

Stracke: „Der fossile Verbren-
ner, der mit Benzin oder Diesel
angetrieben wird, hat nach den
Vorstellungen der EU 2035 keine
Chance mehr. Wir wollen statt-
dessen den sauberen Verbrenner
mit synthetischem Kraftstoff, der
aus Erneuerbaren Energien her-
gestellt ist. Damit können wir die
in Deutschland hoch entwickelte
TechnologiedesVerbrenners indie
Zukunft führen und viele Arbeits-
plätze erhalten. Wichtig ist für uns
dabeiTechnologieoffenheit.Denn
der Markt und nicht der Staat soll
entscheiden, welche Technologie
sich durchsetzt.“

DazugehörteinhöhererCO2-Preis
auf Tanken und Heizen?

Stracke:„Ja.ZielderBepreisung
istes, langfristigdenCO2-Ausstoß
zuverringern.SeitAnfangdes Jah-
res gilt ein CO2-Preis von 25 Euro,
bis 2025 soll der schrittweise auf
55 Euro steigen. Wir setzen auf
einen moderaten Einstieg, um zu
hohe finanzielle Belastungen zu
verhindern. Die Grünen fordern
demgegenüber, den CO2-Preis
bereits für 2023 auf 60 Euro zu
erhöhen und dann schnell weiter
steigen zu lassen.“

Halten wir an dieser Stelle doch
mal fest: Strom wird teurer, tanken
wird teurer, heizen wird teurer – wie
sollen die Bürger das irgendwann
noch bezahlen?

Stracke: „Wir müssen dabei
selbstverständlich auf die soziale
Balance achten – das ist vollkom-
men richtig.“

Wie soll das geschehen?
Stracke: „Wir haben gesagt:

Alles, was wir über die CO2-Be-
preisung einnehmen, werden wir
eins zu eins an die Bürger und
Unternehmen weitergeben. Die
erste Maßnahme ist, dass wir die
EEG-Umlage auf Null zurückfah-
ren. Damit entlasten wir Bürger
und Unternehmen. Zudem wol-
len wir die Pendlerpauschale dy-
namisieren. Das ist besonders für
die ländlichen Räume wichtig, da
dort das Auto und die individuel-
le Mobilität eine hohe Bedeutung
haben.“

Also wird die Energiewende den
Bürger unterm Strich nichts kosten?

Stracke: „Nein. Natürlich gibt
esdaVeränderungen,aberdieBa-
lance muss gewahrt bleiben. Das
ist das Entscheidende.“

Was kostet unter einem
Unions-Kanzler in vier Jahren der
Liter Diesel?

Stracke: „Nach Berechnun-
gen des ADAC könnte 2025 der
Liter Diesel 17 Cent mehr als En-
de 2020 kosten. Allerdings be-
trägt die Pendlerpauschale dann
38CentproKilometer abdem21.
Entfernungskilometergegenüber
30 Cent im Jahr 2020. Das müsste
dann von den Mehrkosten in Ab-
zug gebracht werden.“

Wie steht die Union zu einem all-
gemeinen Tempolimit?

Stracke: „Ein Tempolimit leh-
nenwirab.Ausumweltpolitischen
Gründen sehe ich da auch keine
zwingende Notwendigkeit für.“

Die Diskrepanz zwischen Ihnen
und den Grünen ist ja nun ziemlich
deutlich geworden. Mit wem wür-
den Sie denn am liebsten koalieren?

Stracke: „Wir machen keinen
Koalitionswahlkampf, sondern
werben für uns und unsere Po-
sitionen. Wenn es um die Vertre-
tungbayerischer Interessen inBer-
lin geht, haben wir keine Stimme
zuverschenken.Deshalbdasklare
Signal: Die Freien Wähler zu wäh-
len, ist eineverloreneStimmeund
wer FDP wählt, dem kann es pas-
sieren, mit Saskia Esken und Ke-
vin Kühnert aufzuwachen. Des-
halb werben wir dafür, mit bei-
denStimmendieCSUzuwählen!“

Wer Söder wählt, dem kann es
aber auch passieren, dass er mit
den Grünen aufwacht?

Stracke: „Jetzt geht es darum,
dass wir eine bürgerliche Regie-
rung unter Führung der Union
erreichen. Dafür kämpfen wir.
Wir haben keine Stimme zu ver-
schenken.“

Kommen wir zur Sozialpolitik.
Wird die Rente mit 68 oder gar 70
kommen?

Stracke: „Eine Erhöhung des
Renteneintrittsalters ist für uns
kein Thema. Wir wollen die Müt-
ter-Rente vollenden. Dabei geht
esumGerechtigkeitundAnerken-
nung für diejenigen, die Kinder
erzogen haben. Und dies kann
nichtaneinemwillkürlichenStich-
tag festgemacht werden. Und es
geht uns um die junge Generati-
on. Wir wollen hier das Angebot
einer Generationen-Rente ma-
chen, also eines Pensionsfonds
mit staatlichen Zuschüssen von
Geburt an. Damit helfen wir, ei-
neguteprivateAltersabsicherung
aufzubauen.“

Wo ist beim Beitragssatz Ihre
Schmerzgrenze?

Stracke: „Wir haben bis 2025
den Beitragssatz gesetzlich auf
20 Prozent gedeckelt. Danach
könnte der Beitragssatz Progno-
sen zufolge auf knapp über 22
Prozentbis zumJahr2035steigen.
Das hat vor allem mit der Baby-
boomer-Generation zu tun, die
zunehmend in Rente geht. Des-
wegen: Die beste Rentenpolitik
ist eine gute Wirtschafts- und
Arbeitsmarktpolitik. Haben wir
viele sozialversicherungspflichti-
ge Arbeitsplätze, hilft das auch,
den Beitragssatz zu stabilisieren.“

Was muss gegen die Wohnungs-
not getan werden?

Stracke: „Das ist in der Tat eine
dergrößten sozialen Fragen. Des-
wegen ist die richtige Antwort:
nicht enteignen, wie das Land
Berlin es wollte, sondern bauen,
bauen,bauen!Wirhabenunsvor-
genommen, 1,5 Millionen Woh-
nungen bis 2025 zu bauen. Da-
von sind 300.000 bereits fertig-
gestellt.GleichzeitighatderBund
fünf Mrd. Euro für den sozialen
Wohnungsbau bereitgestellt und
das Wohngeld deutlich erhöht.
Beides wollen wir fortführen und
weiter verbessern.“

Kommen wir auf das Allgäu zu
sprechen. In Füssen denkt eine klei-
ne Gruppierung laut über den Bau
einesTunnels inder Stadtnach.Wie
hoch schätzen Sie die Chancen ein,
dass der Füssener Tunnel kommt?

Stracke: „Wir sehen gerade in
Zeiten mit viel Tourismus, dass
die Verkehrsachsen in Füssen
stark belastet sind. Hier Verbes-
serungen durch mehrere Bau-
steine zu finden, macht Bürger-
meister Eichstetter wirklich sehr
gut. Eine Untertunnelung wurde
im Zuge der Aufstellung des ge-
genwärtigen Bundesverkehrswe-
geplans geprüft und als zu teuer
vom Bundesverkehrsministerium
angesehen.“

Ist derB12-Ausbauunter eineran-
deren Regierung noch sicher?

Stracke: „Eine neue Bundes-
regierung kann andere Schwer-
punkte setzen und freilich auch
beschlossene Gesetze ändern.
Klare Antwort: Unter einer rot-
rot-grünen Bundesregierung ist
der vierspurigeAusbaunichtgesi-
chert. Ich habe die Vierspurigkeit
der B12 durchgesetzt, weil es mir
um die Verkehrssicherheit auf der
B12 geht.“

Vielen Dank für das Gespräch.
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„Wenn man dann nach
mehr Unabhängigkeit von

den Amerikanern ruft,
muss man auch für eine
gute Ausrüstung unserer

Soldaten sorgen.“

„Wir kommen jetzt in eine
Phase, in der es sich um eine
Pandemie der Ungeimpf-

ten handelt. All diejenigen,
die jetzt ungeimpft sind,

werden sich infizieren. Das
muss jeder wissen und für
sich das Risiko abwägen.“

„Eine allgemeine Impfpflicht
lehne ich ab. Die Impfung
wirkt und schützt. Für den
Gemeinschaftsschutz zählt

jede Impfung. Da steht jetzt
jede und jeder in der Pflicht.
Das ist aber keine gesetzliche
Pflicht, sondern vielmehr eine

patriotische Pflicht.“

„Wir wollen kleine und
mittlere Einkommen ebenso
wie Familien entlasten und
eine Reform der Unterneh-
menssteuern erreichen. Den
Soli wollen wir vollständig

abschaffen.“

„Eine Erhöhung des Rente-
neintrittsalters ist für uns

kein Thema. Wir wollen die
Mütter-Rente vollenden.“
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